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►AKTUELL: VERMITTLUNG 

Auf dem Weg in das Bundestagswahljahr erscheint 
die Steuerpolitik leider nicht primär als konsequente 
Umsetzung inhaltlich vertretener Standpunkte son-
dern vielmehr als relativ zufälliges Ergebnis takti-
scher Manöver im Vermittlungsausschuss. So sollte 
dieser am 12.12.2012 über die Gesetze zum Abbau 
der kalten Progression, zur steuerlichen Förderung 
von energetischen Sanierungsmaßnahmen, zur Än-
derung und Vereinfachung des Unternehmenssteu-
errechts, das Steuerabkommen mit der Schweiz und 
das Jahressteuergesetz 2013 behandeln. 
Beim Gesetz zum Abbau der kalten Progression hat 
die Opposition dafür gesorgt, dass nur die verfas-
sungsrechtlich unvermeidliche, aber dennoch als 
Zugeständnis kommunizierte Erhöhung des Grund-
freibetrages umgesetzt wird. Darüber hinaus soll die 
Inflation dem Fiskus weiterhin einen überproportio-

nalen Nutzen bescheren. Energetische Sanierungs-
maßnahmen an Wohngebäuden werden steuerlich 
vorerst nicht gefördert, womit eine wesentliche 
Chance entfallen ist, diesen Maßnahmen in vielen 
Fällen zu einer betriebswirtschaftlichen Rentabilität 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums  zu verhel-
fen. Weitgehend das gleiche Schicksal teilen das Ge-
setz zur Änderung und Vereinfachung der Unter-
nehmensbesteuerung und das Steuerabkommen mit 
der Schweiz. Strittig waren dabei nur das Steuerab-
kommen mit der Schweiz sowie das Jahressteuerge-
setz 2013, zu dem eine sehr komplexe partielle Lö-
sung gefunden wurde. 
Bei so viel Konzeptlosigkeit kann Bürgern nur gera-
ten werden, die verbleibenden Spielräume weiter 
intensiv zu nutzen, z. B. die Vermeidung von Erb-
schaftsteuern mit sogenannten Cash-GmbHs. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JANUAR UND FEBRUAR 2013 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.01.2013 11.02.2013 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 10.01.2013 11.02.2013 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – 11.02.2013 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.01.2013 14.02.2013 

Gewerbesteuer – 15.02.2013 

Grundsteuer – 15.02.2013 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 18.02.2013 

Sozialversicherung5 29.01.2013 26.02.2013 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfristendet damit entsprechend früher. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Zur Schätzung bei Buchführungsmängeln 
Im Rahmen von Betriebsprüfungen kommt es oft 
zum Streit über angebliche Buchführungsmängel 
und ob solche das Finanzamt berechtigen, die Be-
steuerungsgrundlagen zu schätzen. Dabei sind fol-
gende Grundsätze zu beachten: 
· Eine formell ordnungsgemäße Buchführung hat 

zunächst die Vermutung der sachlichen Richtig-
keit für sich. 

· Formelle Buchführungsmängel berechtigen nicht 
ohne weiteres zur Schätzung. Sie müssen darüber 
hinaus Anlass geben, die sachliche Richtigkeit des 
Buchführungsergebnisses anzuzweifeln. 

· Kann die Buchführung wegen ihrer Mängel nicht 
der Besteuerung zu Grunde gelegt werden, sind 
die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen. Eine 
Schätzung ist unzulässig, wenn Unklarheiten und 
Zweifel, die durch die Fehler in der Buchhaltung 
verursacht worden sind, durch anderweitige zu-
mutbare Ermittlungen beseitigt werden können. 

Zeitpunkt zur Bildung von Rückstellungen für 
hinterzogene Steuern 
Ein Unternehmer hatte Umsatz- und Gewerbesteuer 
durch unrichtige Angaben zu seinen betrieblichen 
Einnahmen hinterzogen. In dem strafrechtlichen 
Ermittlungsbericht wurden für die hinterzogenen 
Steuerbeträge Rückstellungen in den betreffenden 
Jahren gebildet. Eine entsprechende Vorgehensweise 
beantragte der Unternehmer auch für die steuerli-
chen Berichtigungsveranlagungen. Das Finanzamt 
lehnte diesen Antrag mit der Begründung ab, dass 
eine Rückstellung für aus einer Steuerhinterziehung 
resultierende Mehrsteuern erst in dem Jahr gebildet 
werden dürfe, in dem mit einer hinreichenden 
Wahrscheinlichkeit von einer Inanspruchnahme aus-
gegangen werden könne. 
Diese Auffassung bestätigte der Bundesfinanzhof. 
Rückstellungen für hinterzogene Steuern dürfen erst 
gebildet werden, wenn das Finanzamt von der Steu-
erhinterziehung Kenntnis erlangt und eine Inan-
spruchnahme des Steuerpflichtigen wahrscheinlich 
ist. Solange die Tat unentdeckt bleibt, stellt die latent 
vorhandene Steuerverbindlichkeit noch keine wirt-
schaftliche Belastung dar. 

Unvollständige Übertragung eines Mitunterneh-
meranteils an ein Kind wegen gleichzeitiger Aus-
gliederung von Sonderbetriebsvermögen steuerun-
schädlich 
A war einziger Kommanditist der B-GmbH & Co. 
KG, alleiniger Gesellschafter der Komplementär-
GmbH und Alleineigentümer eines Grundstücks, 
das er an die B vermietete. Das Grundstück und der 

Anteil an der Komplementär-GmbH gehörten zu 
seinem Sonderbetriebsvermögen. Sein sog. Mitunter-
nehmeranteil umfasste das Gesamthandsvermögen 
der B und sein Sonderbetriebsvermögen. 
Im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge über-
trug er seine Beteiligung an der B und an der Kom-
plementär-GmbH unentgeltlich an seine Tochter T. 
Das Betriebsgrundstück brachte er zu Buchwerten in 
die X-KG ein, die das Grundstück weiterhin an die B 
vermietete. Das Finanzamt meinte, die Übertragung 
an T könne nicht zu Buchwerten erfolgen, weil A 
nicht seinen gesamten Mitunternehmeranteil an T 
übertragen hatte. 
Der Bundesfinanzhof entschied zugunsten des A, 
dass alle Übertragungen zu Buchwerten möglich 
waren und somit keine Steuern fällig wurden. 

►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Aufwendungen für ein außerhäusliches Arbeits-
zimmer in einem Zweifamilienhaus 
Werden in einem Zweifamilienhaus Räumlichkeiten, 
die nicht unmittelbar zur Privatwohnung gehören, 
als Arbeitszimmer genutzt, kann es sich hierbei um 
ein außerhäusliches Arbeitszimmer handeln. Die 
Abzugsbeschränkung für die damit zusammenhän-
genden Aufwendungen gilt damit nicht. 
Ein häusliches Arbeitszimmer liegt immer dann vor, 
wenn der Raum oder mehrere Räume in die häusli-
che Sphäre eingebunden sind. Das bedeutet, die 
Räumlichkeiten müssen unmittelbar zur privat ge-
nutzten Wohnung gehören. Zur Wohnung gehören 
auch Abstell-, Keller- und Speicherräume. Ein Büro 
in einem Zweifamilienhaus, das nur nach Verlassen 
des Hauses und über einen eigenen Eingang und 
Treppenaufgang erreicht werden kann, ist als außer-
häusliches Arbeitszimmer anzusehen. 

Sozialversicherungsrechtliche Änderungen bei 
„Minijobs” zum 01.01.2013 
Die Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäfti-
gung – sogenannte Minijobs – werden an die allge-
meine Lohnentwicklung angepasst. Die Entgeltgren-
ze für sogenannte Minijobs wird ab dem 01.01.2013 
von 400 € auf 450 € angehoben. Bei der Anhebung 
der sozialversicherungsrechtlichen Geringfügigkeits-
grenze auf 450 € zum 01.01.2013 handelt es sich nur 
um die Grenze für die Sozialversicherungsfreiheit 
von sog. geringfügig entlohnten Beschäftigungen. 
Andere Fälle der Sozialversicherungsfreiheit wegen 
Geringfügigkeit, z. B. die Sozialversicherungsfreiheit 
von kurzzeitigen Beschäftigungen, sind von den 
Änderungen des neuen Gesetzes nicht betroffen. 
Bisher war ein Arbeitnehmer bei Einhaltung der 
Geringfügigkeitsgrenze automatisch versicherungs-
frei. Er konnte aber eine Rentenversicherungspflicht 
beantragen (Opt-in-Regelung). Ab 01.01.2013 wird 
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die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung bei diesen Arbeitsverhältnissen zur 
Regel (Opt-out-Regelung). Arbeitnehmer können 
sich aber von dieser Pflicht auf Antrag befreien las-
sen. 
In der Rentenversicherung bleiben diejenigen Perso-
nen versicherungspflichtig, die bereits nach altem 
Recht (bei einem Verdienst bis zu 400 € monatlich) 
auf eine Rentenversicherungsfreiheit verzichtet hat-
ten. Diese Personen sind nicht dazu berechtigt, 
nunmehr eine Versicherungsbefreiung zu beantra-
gen. Bestand in der Rentenversicherung deshalb 
nach alter Rechtslage eine Versicherungspflicht, weil 
die Grenze von 400 € schon vor dem 01.01.2013 
überschritten wurde und auch weiterhin noch über-
schritten wird, bleibt (falls wiederum die neue Gren-
ze von 450 € nicht überstiegen wird) die Rentenver-
sicherungspflicht über den 31.12.2012 hinaus beste-
hen. Vor Ende des Jahres 2014 kann kein Befreiungs-
antrag gestellt werden (zweijährige Übergangsrege-
lung). 
Bei Personen, die bisher in der Rentenversicherung 
wegen Einhaltung der bisherigen Grenze von 400 € 
versicherungsfrei waren, verbleibt es über den 
31.12.2012 hinaus bei der Versicherungsfreiheit, je-
doch kann auf diese verzichtet werden. 
Die Entgeltgrenze für sogenannte Midijobs wird 
zum 01.01.2013 von bisher 800 € monatlich auf nun-
mehr 850 € angehoben. Ab diesem Stichtag sind die 
„Midijobs“ grundsätzlich durch eine Gleitzone ge-
kennzeichnet, die von 450,01 € bis zu 850 € reicht. 
Hinweis: Vor erstmaliger Beschäftigung einer Teil-
zeitkraft sollte die Vorgehensweise mit dem Steuer-
berater abgestimmt werden. Dazu gehört insbeson-
dere auch die Erklärung des Aushilfsbeschäftigten. 

Keine regelmäßige Arbeitsstätte bei längerfristi-
gem Einsatz im Betrieb eines Kunden 
Die betriebliche Einrichtung des Kunden eines Ar-
beitgebers kann unabhängig von der Dauer des Ein-
satzes nur dann eine regelmäßige Arbeitsstätte sein, 
wenn der Arbeitgeber dort über eine eigene Be-
triebsstätte verfügt. 
In dem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
war ein Elektromonteur seit 1987 für seinen Arbeit-
geber in einem Kraftwerk tätig. Den steuerfreien 
Reisekostenersatz nach den Grundsätzen einer soge-
nannten Einsatzwechseltätigkeit hatte das Finanzamt 
den Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit zu-
gerechnet. Dabei wurde angenommen, dass die Tä-
tigkeit im Kraftwerk als regelmäßige Arbeitsstätte 
anzusehen sei. 
Der Bundesfinanzhof verneint in diesem Fall eine 
regelmäßige Arbeitsstätte. Er weist darauf hin, dass 
auch ein längerfristiger Einsatz in der Betriebsstätte 
eines Kunden nicht zu einer regelmäßigen Arbeits-
stätte führt. Vielmehr kommt es darauf an, ob der 

Arbeitgeber an dieser Tätigkeitsstelle über eine eige-
ne Betriebsstätte verfügt. 

Steuerliche Anerkennung von Umzugskosten 
Umzugskosten für einen beruflich veranlassten 
Wohnungswechsel können bis zur Höhe der nach 
dem Bundesumzugskostengesetz (BUKG) geltenden 
Beträge als Werbungskosten geltend gemacht wer-
den. Der Arbeitgeber kann die Kosten auch steuer-
frei bis zu dieser Höhe erstatten. Das Bundesfi-
nanzministerium hat neue Höchst- und Pauschbe-
träge für Umzüge nach dem 29.02.2012 veröffent-
licht. Sie gelten rückwirkend ab dem 01.03.2012: 
 
 03/2012 01/2013 08/2013 
umzugsbedingte 
Unterrichtskosten 
für ein Kind 

1.711 € 1.732 € 1.752 € 

Pauschbetrag für 
sonstige Umzugs-
auslagen 

   

- Verheirateter 1.357 € 1.374 € 1.390 € 
- Lediger 679 € 687 € 695 € 
- Erhöhung für 

andere Perso-
nen (z. B. ledi-
ge Kinder, 
Stief- und Pfle-
gekinder) 

299 € 303 € 306 € 

 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Bundesverfassungsgericht muss über das Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz ent-
scheiden 
Der Bundesfinanzhof hält das Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz, das seit dem 01.01.2009 gilt, 
für verfassungswidrig und hat es dem Bundesver-
fassungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Insbe-
sondere seien die vorgesehenen Steuervergünsti-
gungen für Betriebsvermögen, land- und forstwirt-
schaftliches Vermögen und Anteile an Kapitalgesell-
schaften nicht durch ausreichende Gemeinwohl-
gründe gerechtfertigt und verstießen daher gegen 
den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz. Der Begüns-
tigungsgrund „Arbeitsplatzerhalt“ sei nicht tragfä-
hig, weil er kaum zur Anwendung kommt oder 
durch Gestaltungen umgangen werden kann. Ver-
fassungsrechtlich nicht hinnehmbar sei der Um-
stand, dass ein Erblasser/Schenker Privatvermögen 
oder nicht betriebsnotwendiges Vermögen durch 
rechtliche Gestaltungen zu Betriebsvermögen ma-
chen und der Erwerber dieses Vermögen dann steu-
erbegünstigt oder gar steuerfrei erwerben kann. Es 
dürfe nicht sein, dass die Steuerbefreiung die Regel 
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und die tatsächliche Besteuerung die Ausnahme sei. 
Gebilligt hat das Gericht die nur im Jahr 2009 beste-
hende Gleichstellung von Personen der Steuerklas-
se II (z. B. Geschwister) mit Erwerbern der Steuer-
klasse III (fremde Dritte). 
Hinweis: Die Finanzverwaltung hat auf die Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs reagiert und ver-
fügt, dass Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerbe-
scheide nur noch vorläufig festgesetzt werden. 

►UMSATZSTEUER 

Bei Lebensmittelspenden an Tafeln fällt keine 
Umsatzsteuer an 
Bisher mussten Unternehmer, die Lebensmittel an 
die sog. Tafeln gespendet hatten, damit rechnen, 
dass sie für diese Sachspenden auch noch Umsatz-
steuer zahlen sollten. Zwischenzeitlich hat man sich 
darauf geeinigt, dass Lebensmittelspenden an wohl-
tätige Einrichtungen zur Weitergabe an bedürftige 
Menschen nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Man 
geht davon aus, dass begrenzt haltbare Lebensmittel 
nach Ladenschluss einen Wert von 0 € haben. 
Unternehmen, die ganz sicher gehen wollen, sollten 
sich den „Leitfaden für die Weitergabe von Lebens-
mitteln an soziale Einrichtungen – Rechtliche Aspek-
te“ von der Homepage des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(www.bmelv.de) herunterladen. 

Unterschiedliche Umsatzsteuersätze für Taxen und 
Mietwagen unionsrechtlich zweifelhaft 
Der Bundesfinanzhof hat Bedenken, ob die unter-
schiedliche Besteuerung von Taxen und Mietwagen 
unionsrechtlich zulässig ist. Während die Beförde-
rung in Taxen nur dem ermäßigten Umsatzsteuer-
satz unterliegt, wenn sie innerhalb der Gemeinde 
erfolgt oder die Beförderungsstrecke nicht mehr als 
50 km beträgt, müssen Mietwagenunternehmer ihre 
Umsätze immer mit dem Regelsteuersatz versteuern. 
Die unterschiedliche Besteuerung wird damit be-
gründet, dass Taxen eine Beförderungspflicht haben 
und damit einen öffentlichen Auftrag erfüllen. Des-
halb hat der Bundesfinanzhof keine Bedenken, dass 
die Differenzierung verfassungsrechtlich zulässig ist. 
Die Frage, ob die unterschiedliche Besteuerung mit 
dem Recht der Europäischen Union vereinbar ist, 
hat der Bundesfinanzhof dem Europäischen Ge-
richtshof zur Vorabentscheidung vorgelegt. 
Bis der Europäische Gerichtshof die Frage entschie-
den hat, sollten Mietwagenunternehmer ihre Um-
satzsteuerbescheide offen halten. 

Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer 2013 be-
antragen 
Auf Grund der Abschaffung der sogenannten Abga-
be-Schonfrist für Umsatzsteuer-Voranmeldungen 

sowie der Verpflichtung, die Anmeldungen elektro-
nisch zu übertragen, bietet sich ein Antrag auf Frist-
verlängerung ab 2013 auch für diejenigen an, die ihre 
Voranmeldungen bisher monatlich oder vierteljähr-
lich abgegeben haben. 
Voranmeldungszeitraum für die Umsatzsteuer ist 
· das Kalendervierteljahr, 
· der Kalendermonat, wenn die Steuer (Summe der 

Vorauszahlungen) des Jahres 2012 mehr als 
7.500 € betragen hat. 

Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr als 1.000 € be-
tragen, kann das Finanzamt den Unternehmer von 
der Abgabe von Voranmeldungen und von der Ent-
richtung von Vorauszahlungen befreien. 
Wenn sich im Jahr 2012 ein Vorsteuer-Überschuss 
von mehr als 7.500 € ergeben hat, kann durch Abga-
be der Voranmeldung Januar 2013 oder eines An-
trags auf Dauerfristverlängerung für 2013 bis zum 
11.02.2013 der monatliche Voranmeldungszeitraum 
beibehalten werden. 
Unternehmer, die ihre Umsatzsteuer-Voranmeldun 
gen monatlich abgeben, können Fristverlängerung 
für 2013 in Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 
11.02.2013 einen Antrag beim Finanzamt stellen. 
Voranmeldungen und Vorauszahlungen sind dann 
jeweils einen Monat später fällig. 
Die Fristverlängerung ist davon abhängig, dass eine 
Sondervorauszahlung in Höhe eines Elftels der 
Summe der Vorauszahlungen für 2012 angemeldet 
und bis zum 11.02.2013 geleistet wird. Diese Son-
dervorauszahlung wird auf die am 10.02.2014 fällige 
Vorauszahlung für Dezember 2013 angerechnet. Ob 
das so bleibt, ist abzuwarten. 
Dies hat zur Folge, dass die o. a. Anmeldungen ab 
Voranmeldungszeitraum Januar 2013 grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitpunkt folgen-
den Monats abgegeben werden müssen. Fällt der 10. 
auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. 
Vierteljahreszahler müssen keine Sondervorauszah-
lung entrichten. Für sie gilt die für ein Kalenderjahr 
genehmigte Fristverlängerung auch für die folgen-
den Kalenderjahre weiter, wenn sich die Verhältnis-
se nicht geändert haben. Ein erstmaliger Antrag ist 
in diesen Fällen bis zum 10.04.2013 zu stellen. 
Zu beachten ist, dass ein einmal gestellter und ge-
nehmigter Antrag so lange gilt, bis der Unternehmer 
den Antrag zurücknimmt oder das Finanzamt die 
Fristverlängerung widerruft. 
Für Unternehmer, die ihre berufliche oder gewerbli-
che Tätigkeit neu begründen, ist im Jahr der Auf-
nahme der Tätigkeit und im folgenden Jahr der Ka-
lendermonat Voranmeldungszeitraum. 


